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Bis Ende Februar 2026 haben Arbeitgeberinnen bzw. Arbeit-
geber die Jahreslohnzettel für ihre Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer an das Finanzamt zu übermitteln. Nach Über-
mittlung des Jahreslohnzettels kann darauf basierend die 
Arbeitnehmerveranlagung durchgeführt werden, welche ent-
weder freiwillig (Antragsveranlagung), zwingend (Pflichtver-
anlagung) oder auf Aufforderung des Finanzamts durchzufüh-
ren ist und dazu dient, die Besteuerung an die tatsächlichen 
Verhältnisse anzupassen. Nachfolgend finden Sie einige wert-
volle Tipps für die Arbeitnehmerveranlagung 2025:

Werbungskosten

Werbungskosten sind beruflich veranlasste Ausgaben, die in 
einem objektiven Zusammenhang mit der ausgeführten Tätig-
keit stehen. Zu den klassischen Werbungskosten zählen unter 
anderem Aus- und Fortbildungskosten, Umschulungsmaßnah-
men, aber auch Arbeitskleidung, Fachliteratur sowie Fahrt- 
und Reisekosten. Im Rahmen der laufenden Lohnabrechnung 
wird bereits ein Pauschbetrag in Höhe von € 132,00 für Wer-
bungskosten (Werbungskostenpauschale) berücksichtigt, 

welcher allerdings betraglich in der Folge auf viele beantragte 
Werbungskosten angerechnet wird. Bestimmte Berufsgrup-
pen können dabei ein deutlich höheres Werbungskostenpau-
schale geltend machen. Pendlerinnen und Pendler können bei 
Vorliegen der Voraussetzungen das Pendlerpauschale berück-
sichtigen. Wird die Tätigkeit ganz oder teilweise in Form von 
Telearbeit ausgeführt, kann zudem das Telearbeitspauschale 
bis zu € 300,00 pro Jahr (ohne Anrechnung auf das Werbungs-
kostenpauschale) als Differenzwerbungskosten berücksichtigt 
werden, wenn dieses nicht bereits vom Arbeitgeber berück-
sichtigt wird. Ebenfalls können Ausgaben für die Anschaffung 
von ergonomischem Mobiliar (Drehsessel, Schreibtisch) bis 
€ 300,00 pro Jahr (mindestens 26 Telearbeitstage) oder Aus-
gaben für die Anschaffung digitaler Arbeitsmittel steuerlich 
geltend gemacht werden.

Sonderausgaben

Als Sonderausgaben können beispielsweise bestimmte Renten 
und dauernde Lastenzahlungen, Beiträge für eine freiwillige 
Weiterversicherung einschließlich des Nachkaufs von >>

Neue Trinkgeldpauschalen 
veröffentlicht

Nähere Informationen dazu 
finden Sie auf Seite 3

Wichtige Tipps für die Arbeitnehmerveranlagung 2025
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Versicherungszeiten in unbeschränkter 
Höhe, Steuerberatungskosten, der Kir-
chenbeitrag bis € 600,00 sowie Spenden 
berücksichtigt werden. Auch Ausgaben 
für die thermisch-energetische Sanie-
rung von Gebäuden oder den Ersatz 
eines fossilen Heizungssystems durch 
ein klimafreundliches Heizungssystem 
können unter bestimmten Vorausset-
zungen in Form der „Öko-Sonderausga-
benpauschale“ berücksichtigt werden.

Außergewöhnliche Belastungen

Außergewöhnliche und zwangsläu-
fige Aufwendungen können als außer-
gewöhnliche Belastung berücksichtigt 
werden, wobei hier zwischen außer-
gewöhnlichen Belastungen mit und 
ohne Selbstbehalt zu unterscheiden ist.  
Unter dem Titel der außergewöhnlichen 
Belastungen können sowohl Krankheits- 
als auch Pflegekosten sowie Katastro-
phenschäden abgezogen werden. Eben-
falls kann die auswärtige Berufsaus-
bildung von Kindern mit €  110,00 pro 
Monat pauschal als außergewöhnliche 
Belastung berücksichtigt werden.

Bei Vorliegen von körperlichen oder 
geistigen Behinderungen vermindern 

zudem Pauschalbeträge ohne Selbstbe-
halt das Einkommen.

Absetzbeträge

Der Familienbonus Plus ist ein Steuer-
absetzbetrag, welcher in der Arbeitneh-
merveranlagung zu beantragen ist. Der 
Familienbonus Plus beträgt €  2.000,00 
pro Kind und Jahr (bzw. €  166,68 pro 
Monat) bis zum 18. Lebensjahr des Kin-
des. Nach dem 18. Geburtstag des Kin-
des steht ein reduzierter Familienbonus 
Plus in Höhe von € 700,00 jährlich (bzw. 
€ 58,34 pro Monat) zu, sofern für die-
ses Kind Familienbeihilfe bezogen wird.

Alleinverdiener bzw. Alleinerzieher kön-
nen gestaffelt nach der Anzahl der Kin-
der bei Vorliegen der Voraussetzungen 
€  601,00 (mit einem Kind), €  813,00 
(mit zwei Kindern), €  1.081,00 (mit 
drei Kindern) bzw. €  268,00 für jedes 
weitere Kind von der Steuer absetzen. 
Bei geringem oder keinem Einkommen 
haben Alleinverdiener bzw. Alleinerzie-
her Anspruch auf den Kindermehrbe-
trag in Höhe von € 700,00 jährlich pro 
Kind. Im Falle einer Unterhaltsverpflich-
tung für ein nicht haushaltszugehöriges 
Kind kann der Unterhaltsabsetzbetrag 

berücksichtigt werden. Dieser beträgt 
für das Jahr 2025 monatlich € 37,00 für 
das erste Kind, € 55,00 für das zweite 
Kind und jeweils € 73,00 für das dritte 
und jedes weitere alimentierte Kind. 
Im Hinblick auf die genannten Absetz-
beträge sind die besonderen Voraus-
setzungen dieser jeweils gesondert zu  
prüfen.

Negativsteuer

Ergibt sich nach Anwendung des Ein-
kommensteuertarifs, nach Abzug des 
Familienbonus Plus und nach Berück-
sichtigung etwaiger Absetzbeträge eine 
negative Steuerlast, so ist der Alleinver-
diener- oder Alleinerzieherabsetzbetrag 
gutzuschreiben.

Arbeitnehmer, die aufgrund ihres nied-
rigen Einkommens keine Einkommen-
steuer zahlen, bekommen bis zu 55 % 
von bestimmten Werbungskosten wie 
den Pflichtbeträgen in der gesetzlichen 
Sozialversicherung zurück.

Die Gutschrift beträgt maximal € 487,00 
pro Jahr. Pendler erhalten eine Gut-
schrift bis maximal € 737,00 pro Jahr. 
 

>> Fortsetzung | Wichtige Tipps für die Arbeitnehmerveranlagung 2025

Geräte-Retter-Prämie als Nachfolgemodell zum 
Reparaturbonus
Mit 12.1.2026 ist die Geräte-Retter-
Prämie als Nachfolgemodell zum Repa-
raturbonus gestartet. Gefördert werden 
dabei die Reparatur, das Service und die 
Wartung und/oder der Kostenvoran-
schlag für Reparaturarbeiten von Elek-
tro- und Elektronikgeräten, die üblicher-
weise in privaten Haushalten verwendet 
werden. Der Schwerpunkt der Förder-
aktion liegt dabei auf klassischen Haus-
haltsgeräten, Werkzeugen, Geräten im 
Gesundheitsbereich sowie Computerbe-
darf und Unterhaltungselektronik (z. B. 
Kaffeemaschine, Wasserkocher, Wasch-
maschine, Innenleuchte, Fernsehgerät, 
Hi-Fi-Anlage, Laptop, Blutdruckmess-
gerät, Bohrmaschine).

Förderfähig sind ausschließlich 
E-Geräte, die sich im Eigentum von  
Privatpersonen befinden. Ausgeschlos-
sen sind hingegen Reparaturdienstleis-
tungen, für die ein Anspruch auf Ersatz 
von Dritten besteht (z. B. bei Versiche-
rungen). Gleiches gilt für Reparaturen, 

Service und Wartung, die im Rahmen 
von Garantie- und Gewährleistungsan-
sprüchen durchgeführt werden.

Ausmaß der Förderung

Die Höhe der Förderung beträgt pro Bon 
50 % der förderungsfähigen Bruttokos-
ten bis maximal € 130,00 für die Repara-
tur, Service- und Wartungsleistung und/
oder bis zu maximal € 30,00 für die Ein-
holung eines Kostenvoranschlags.

Wie funktionierts?

 • Online einen Geräte-Retter-Bon bean-
tragen (geräte-retter-prämie.at).

 • Bon beim teilnehmenden Partnerbe-
trieb einlösen.

 • Reparatur durchführen lassen und 
Rechnung bezahlen – der Betrieb 
beantragt die Förderung.

 • Staatliche Förderung direkt auf das 
angegebene Bankkonto kassieren. 

© Africa Studio – stock.adobe.com 
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Neue Trinkgeldpauschalen veröffentlicht
Im Rahmen des Steuerrechts sind Trink-
gelder steuerfrei, wenn sie in ortsübli-
cher Höhe und ohne Rechtsanspruch 
gewährt werden. Im Bereich der Sozi-
alversicherung gelten Trinkgelder hin-
gegen seit jeher als Entgelt Dritter und 
unterliegen somit der Beitragspflicht. 
Zur Vermeidung aufwendiger Verfah-
ren bei der Ermittlung der tatsäch-
lich bezogenen Trinkgelder wurden 
für bestimmte Branchen Trinkgeldpau-
schalen festgelegt, im Zuge derer pau-
schale Trinkgelder der Beitragspflicht 
im Bereich der Sozialversicherung 
unterworfen wurden. Bis dato waren die 
Trinkgeldpauschalen je nach Branche 

und Bundesland unterschiedlich ausge-
staltet. Um hier eine Vereinheitlichung 
vorzunehmen, wurden mit 1.1.2026 für 
gewisse Branchen bundesweit einheit-
liche Trinkgeldpauschalen festgesetzt.

Regelung in der Gastronomie

Die erste Branche, die geregelt wurde, 
war die Gastronomie. Für diese gelten 
seit 1.1.2026 nunmehr folgende ein-
heitliche Trinkgeldpauschalen:

Mitarbeiter mit Inkasso
Jahr 2026:                          € 65,00
Jahr 2027:                          € 85,00

Jahr 2028:                         € 100,00
danach:                              Indexierung

Mitarbeiter ohne Inkasso
Jahr 2026:                         € 45,00
Jahr 2027:                         € 45,00
Jahr 2028:                         € 50,00
danach:                              Indexierung

Weitere Branchen

Die Österreichische Gesundheitskasse 
hat mit Wirkung ab 1.1.2026 einheitli-
che Trinkgeldpauschalen auch für nach-
folgende Branchen festgelegt:

 • Arbeiter und gewerbliche Lehrlinge 
im Fußpfleger-, Kosmetiker- und Mas-
seurgewerbe 

 • Arbeiter und gewerbliche Lehrlinge im 
Friseurgewerbe 

 • Lenker im Personenbeförderungsge-
werbe

Eine Aufstellung der aktuellen Trink-
geldpauschalen sowie ergänzende  
Informationen dazu finden Sie auf 
der Homepage der Österreichischen 
Gesundheitskasse: 
www.gesundheitskasse.at/cdscontent/
?contentid=10007.908472&portal=oeg
kdgportal 

Unternehmen, die von natürlichen Per-
sonen oder bestimmten Personenver-
einigungen ohne eigene Rechtsper-
sönlichkeit gewisse Leistungen außer-
halb eines Dienstverhältnisses erhal-
ten, sind verpflichtet, für jeden einzel-
nen Honorarempfänger eine Meldung 
gemäß § 109a EStG an das Finanz-
amt zu übermitteln. Dadurch erlangt 
das Finanzamt Kenntnis über die emp-
fangenen Bezüge sowie einer allfälli-
gen sich daraus ergebenden Steuer-
pflicht. Die Meldung ist bis spätestens 
Ende Februar des Folgejahres durchzu-
führen. 

WELCHE ZAHLUNGEN UNTERLIEGEN 
EINER MELDEPFLICHT

Für nachfolgende Leistungen besteht 
eine Meldepflicht:

1. Mitglied des Aufsichtsrats, Verwal-
tungsrats und anderen Aufsichts- 
organen

2. Stiftungsvorstand einer Privatstiftung
3. Vortragender, Lehrender und Unter-

richtender
4. Bausparkassen- und Versicherungs-

vertreter
5. Kolporteur und Zeitungszusteller
6. Privatgeschäftevermittler
7. Funktionär von öffentlich-rechtlichen 

Körperschaften
8. Sonstige Leistungen, die im Rah-

men eines freien Dienstvertrages 
erbracht werden und der Versiche-
rungspflicht gem. § 4 Abs. 4 ASVG 
oder § 1 Abs. 6 B-KUVG unterliegen 
(= Freie Dienstnehmer)

9. Leistungen, die einen Anspruch auf 
Lizenzgebühren iSd § 99a Abs. 1 
EStG 1988 begründen (NEU 2026).

Die Meldepflicht gemäß der neuen Z 9 
gilt für Sachverhalte ab dem 1.1.2026.

AUSNAHMEN VON DER MELDE-
PFLICHT

Eine Meldung kann bei den angeführ-
ten Leistungen von Z 1 - 8 nur unter-
bleiben, wenn

 • das einer Person oder Personenverei-
nigung (Personengemeinschaft) im 
Kalenderjahr insgesamt geleistete 
(Gesamt-)Entgelt einschließlich all-
fälliger Reisekostenersätze nicht 
mehr als € 900,00 und 

 • das (Gesamt-)Entgelt einschließ-
lich allfälliger Reisekostenersätze für 
jede einzelne Leistung nicht mehr als 
€ 450,00 beträgt. 

MELDEPFLICHT FÜR LIZENZZAHLUNGEN AB 2026
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Versicherungszeiten in unbeschränkter 
Höhe, Steuerberatungskosten, der Kir-
chenbeitrag bis € 600,00 sowie Spenden 
berücksichtigt werden. Auch Ausgaben 
für die thermisch-energetische Sanie-
rung von Gebäuden oder den Ersatz 
eines fossilen Heizungssystems durch 
ein klimafreundliches Heizungssystem 
können unter bestimmten Vorausset-
zungen in Form der „Öko-Sonderausga-
benpauschale“ berücksichtigt werden.

Außergewöhnliche Belastungen

Außergewöhnliche und zwangsläu-
fige Aufwendungen können als außer-
gewöhnliche Belastung berücksichtigt 
werden, wobei hier zwischen außer-
gewöhnlichen Belastungen mit und 
ohne Selbstbehalt zu unterscheiden ist.  
Unter dem Titel der außergewöhnlichen 
Belastungen können sowohl Krankheits- 
als auch Pflegekosten sowie Katastro-
phenschäden abgezogen werden. Eben-
falls kann die auswärtige Berufsaus-
bildung von Kindern mit €  110,00 pro 
Monat pauschal als außergewöhnliche 
Belastung berücksichtigt werden.

Bei Vorliegen von körperlichen oder 
geistigen Behinderungen vermindern 

zudem Pauschalbeträge ohne Selbstbe-
halt das Einkommen.

Absetzbeträge

Der Familienbonus Plus ist ein Steuer-
absetzbetrag, welcher in der Arbeitneh-
merveranlagung zu beantragen ist. Der 
Familienbonus Plus beträgt €  2.000,00 
pro Kind und Jahr (bzw. €  166,68 pro 
Monat) bis zum 18. Lebensjahr des Kin-
des. Nach dem 18. Geburtstag des Kin-
des steht ein reduzierter Familienbonus 
Plus in Höhe von € 700,00 jährlich (bzw. 
€ 58,34 pro Monat) zu, sofern für die-
ses Kind Familienbeihilfe bezogen wird.

Alleinverdiener bzw. Alleinerzieher kön-
nen gestaffelt nach der Anzahl der Kin-
der bei Vorliegen der Voraussetzungen 
€  601,00 (mit einem Kind), €  813,00 
(mit zwei Kindern), €  1.081,00 (mit 
drei Kindern) bzw. €  268,00 für jedes 
weitere Kind von der Steuer absetzen. 
Bei geringem oder keinem Einkommen 
haben Alleinverdiener bzw. Alleinerzie-
her Anspruch auf den Kindermehrbe-
trag in Höhe von € 700,00 jährlich pro 
Kind. Im Falle einer Unterhaltsverpflich-
tung für ein nicht haushaltszugehöriges 
Kind kann der Unterhaltsabsetzbetrag 

berücksichtigt werden. Dieser beträgt 
für das Jahr 2025 monatlich € 37,00 für 
das erste Kind, € 55,00 für das zweite 
Kind und jeweils € 73,00 für das dritte 
und jedes weitere alimentierte Kind. 
Im Hinblick auf die genannten Absetz-
beträge sind die besonderen Voraus-
setzungen dieser jeweils gesondert zu  
prüfen.

Negativsteuer

Ergibt sich nach Anwendung des Ein-
kommensteuertarifs, nach Abzug des 
Familienbonus Plus und nach Berück-
sichtigung etwaiger Absetzbeträge eine 
negative Steuerlast, so ist der Alleinver-
diener- oder Alleinerzieherabsetzbetrag 
gutzuschreiben.

Arbeitnehmer, die aufgrund ihres nied-
rigen Einkommens keine Einkommen-
steuer zahlen, bekommen bis zu 55 % 
von bestimmten Werbungskosten wie 
den Pflichtbeträgen in der gesetzlichen 
Sozialversicherung zurück.

Die Gutschrift beträgt maximal € 487,00 
pro Jahr. Pendler erhalten eine Gut-
schrift bis maximal € 737,00 pro Jahr. 
 

>> Fortsetzung | Wichtige Tipps für die Arbeitnehmerveranlagung 2025

Geräte-Retter-Prämie als Nachfolgemodell zum 
Reparaturbonus
Mit 12.1.2026 ist die Geräte-Retter-
Prämie als Nachfolgemodell zum Repa-
raturbonus gestartet. Gefördert werden 
dabei die Reparatur, das Service und die 
Wartung und/oder der Kostenvoran-
schlag für Reparaturarbeiten von Elek-
tro- und Elektronikgeräten, die üblicher-
weise in privaten Haushalten verwendet 
werden. Der Schwerpunkt der Förder-
aktion liegt dabei auf klassischen Haus-
haltsgeräten, Werkzeugen, Geräten im 
Gesundheitsbereich sowie Computerbe-
darf und Unterhaltungselektronik (z. B. 
Kaffeemaschine, Wasserkocher, Wasch-
maschine, Innenleuchte, Fernsehgerät, 
Hi-Fi-Anlage, Laptop, Blutdruckmess-
gerät, Bohrmaschine).

Förderfähig sind ausschließlich 
E-Geräte, die sich im Eigentum von  
Privatpersonen befinden. Ausgeschlos-
sen sind hingegen Reparaturdienstleis-
tungen, für die ein Anspruch auf Ersatz 
von Dritten besteht (z. B. bei Versiche-
rungen). Gleiches gilt für Reparaturen, 

Service und Wartung, die im Rahmen 
von Garantie- und Gewährleistungsan-
sprüchen durchgeführt werden.

Ausmaß der Förderung

Die Höhe der Förderung beträgt pro Bon 
50 % der förderungsfähigen Bruttokos-
ten bis maximal € 130,00 für die Repara-
tur, Service- und Wartungsleistung und/
oder bis zu maximal € 30,00 für die Ein-
holung eines Kostenvoranschlags.

Wie funktionierts?

 • Online einen Geräte-Retter-Bon bean-
tragen (geräte-retter-prämie.at).

 • Bon beim teilnehmenden Partnerbe-
trieb einlösen.

 • Reparatur durchführen lassen und 
Rechnung bezahlen – der Betrieb 
beantragt die Förderung.

 • Staatliche Förderung direkt auf das 
angegebene Bankkonto kassieren. 
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Können Verluste im Entstehungsjahr steuerrechtlich nicht 
oder nicht vollständig verwertet werden, so können diese 
in die Folgejahre vorgetragen und dort mit positiven Ein-
künften verrechnet werden. Ein Verlustvortrag ist dabei 
grundsätzlich ausschließlich für Verluste aus betrieblichen 
Einkunftsarten zulässig, sofern diese durch ordnungsge-
mäße Buchführung oder eine korrekte Einnahmen-Ausga-
ben-Rechnung ermittelt wurden. Derartige Verluste kön-
nen zeitlich unbegrenzt vorgetragen werden. Verluste 
aus außerbetrieblichen Einkunftsarten sind hingegen aus-
drücklich vom Verlustvortrag ausgeschlossen. Zu beach-
ten ist, dass eine Verlustverrechnung von Amts wegen 
zwingend und im größtmöglichen Ausmaß im ersten Jahr 
vorzunehmen ist, in welchem der Gesamtbetrag der Ein-
künfte nach Abzug der anderen Sonderausgaben einen 
positiven Betrag ergibt.

VERLUSTVERRECHNUNG UNTER DEM STEUERFREIEN 
EXISTENZMINIMUM
Das Bundesfinanzgericht (BFG) hat sich jüngst im Rahmen 
des Erkenntnisses vom 1.9.2025 (RV/7100124/2025) mit 
der Frage beschäftigt, ob eine sofortige Verlustverrech-
nung auch dann zwingend zu erfolgen hat, wenn das Ein-
kommen des betreffenden Jahres unter dem steuerfreien 
Existenzminimum (€ 13.539,00 für 2026) liegt, womit der 
Verlustabzug steuerlich in der Folge eigentlich ins Leere 
geht bzw. steuerrechtlich keine Wirkung entfaltet. Das 
BFG stellt dabei unter Verweis auf die ständige Rechtspre-
chung des Verwaltungsgerichtshofs (VwGH) klar, dass 
eine Verlustverrechnung ehestmöglich und zwingend 
auch dann vorzunehmen ist, wenn das Einkommen bereits 
unter dem steuerfreien Existenzminimum liegt bzw. durch 
eine Verlustverrechnung unter diese Grenze absinkt. Ein 
Wahlrecht, die Verluste später zu nutzen, besteht somit 
nicht. 

ZWINGENDE VERLUSTVERRECHNUNG 
AUCH UNTER DEM STEUERFREIEN

EXISTENZMINIMUM?

Stand: 1.2.2026

Anhebung der Niedrigbesteuer-
ungsschwellenwerte im Körper-
schaftsteuergesetz

STEUERTERMINE  |  MÄRZ 2026

Im Zuge des Gesetzespakets zur Betrugsbekämpfung hat der 
Nationalrat auch eine Änderung des Körperschaftsteuergeset-
zes (KStG), in Anlehnung an die maßgebliche Steuergrenze im 
Mindestbesteuerungsgesetz/Pillar II, beschlossen und die im 
Körperschaftsteuergesetz verankerte Niedrigbesteuerungs-
schwelle mit 1.1.2026 einheitlich auf 15 % angehoben.

Betroffene Bestimmungen

Im Körperschaftsteuergesetz findet sich die Niedrigbesteu-
erungsschwelle im Zusammenhang mit nachfolgenden zwei 
wesentlichen Bestimmungen:

 • Das Körperschaftsteuergesetz sieht eine Befreiung für 
Gewinnausschüttungen und Veräußerungsgewinne aus 
internationalen Schachtelbeteiligungen vor. Diese Befrei-
ung gilt allerdings nicht, wenn die ausländische Gesellschaft 
entsprechende Passiveinkünfte erzielt und im Ausland einer 
Niedrigbesteuerung unterliegt. Nach bisheriger Rechts-
lage (§ 10a Abs. 3 KStG) liegt eine Niedrigbesteuerung vor, 
wenn die effektive Steuerbelastung im Ausland nicht mehr 
als 15 % (bis dato 12,5 %) beträgt.

 • Weiters findet sich im Körperschaftsteuergesetz eine 
Bestimmung, wonach Zins- oder Lizenzgebührenzahlun-
gen an konzernzugehörige Gesellschaften steuerlich nicht 
abzugsfähig sind, wenn die Einkünfte beim Empfänger einer 
Steuerbelastung im Ausmaß von weniger als 15 % (bis dato 
10 %) unterliegen (§ 12 Abs. 1 Z 10 KStG).

Bei beiden Niedrigbesteuerungsschwellen gilt nunmehr ein-
heitlich ein Wert von 15 % als maßgeblicher Grenzwert.

Zeitliche Anwendung

Im Rahmen der Hinzurechnungsbesteuerung (§ 10a KStG) ist 
die 15-%-Steuergrenze erstmals auf Wirtschaftsjahre anzu-
wenden, die nach dem 31.12.2025 beginnen. Beim Abzugsver-
bot im Zusammenhang mit Zins- oder Lizenzzahlungen nach 
§ 12 Abs. 1 Z 10 KStG gilt die 15-%-Grenze erstmals auf nach 
dem 31.12.2025 anfallende Aufwendungen. 
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Fälligkeitsdatum 16. März 2026
USt, NoVA, WerbeAbg  für Jänner 
L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für Februar

Fälligkeitsdatum 31. März 2026: Jahreserklärungen 2025 für Kom-
munalsteuer und Dienstgeberabgabe (Wiener U-Bahn-Steuer)

VERBRAUCHERPREISINDIZES
Monat Jahres- 

inflation %
VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

Ø 2025 3,6 128,2 138,7
Ø 2024 2,9 123,8 134,0
Ø 2023 7,8 120,3 130,1
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